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Aktenzeichen: 5 AZR 42/87
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Urteil vom 30. März 1988

- 5 AZR 42/87 -
I. Arbeitsgericht 

Oldenburg
Urteil vom 19. Februar 1986 
- 2 Ca 995/85 -

II. Landesarbeitsgericht 
NiederSachsen

Für die Amtliche Sammlung 
Für die Fachpresse:
Für das Bundesarchiv:

Urteil vom 28. Oktober 1986 
- 2 Sa 1109/85 -

Entscheidungsstichwort:
Lohnfortzahlung für alkoholabhängige Arbeitnehmer

Gesetz: LFZG § 1 Abs. 1 Satz 1; BGB §$ 337 ff., §1 394, 812; MTB II
§ 42 Abs. 1, § 72; ZPO § 286, §§ 850 ff.; StGB § 21

Leitsatz:
Ein seit längerer Zeit an Alkoholabhängigkeit erkrankter 
Arbeitnehmer kann schuldhaft im Sinne der lohnfortzahlungs­
rechtlichen Bestimmungen handeln, wenn er - in noch 
steuerungsfähigem Zustand - sein Kraftfahrzeug für den Weg 
zur Arbeitsstelle benutzt, während der Arbeitszeit in er­
heblichem Maße dem Alkohol zuspricht und alsbald nach 
Dienstende im Zustande der Trunkenheit einen Verkehrsunfall 
verursacht, bei dem er verletzt wird.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


5 AZR 42/87
2 Sa 1109/86 Niedersachsen
Verkündet am 
30. März 1988

“ ob«, Im Namen des Volkes!
Reg.-Hauptsekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen
Urteil

pp •

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 30. März 1988 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Thomas, die Richter Dr. Gehring und 
Dr. Olderog sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Koffka und
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Nitsche für Recht erkannt:
1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil 

des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 
28. Oktober 1986 - 2 Sa 1 109/86 - wird 
zurückgewiesen.

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Der Kläger verlangt von der Beklagten Restlohn. Die Parteien 
streiten darüber, ob die Beklagte wirksam mit einer Gegenforde­
rung aufgerechnet hat, die ihr nach ihrer Ansicht wegen nicht 
geschuldeter Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle zusteht.

Der Kläger ist bei der Beklagten als gewerblicher Arbeit­
nehmer beschäftigt. Auf das Arbeitsverhältnis ist kraft Verein­
barung der Manteltarifvertrag für gewerbliche Arbeitnehmer des 
Bundes (MTB II) anzuwenden. Am 7. Februar 1983 fuhr der Kläger 
morgens mit eigenem Pkw zur Arbeitsstelle. Damals war er bereits 
seit längerer Zeit an Alkoholismus erkrankt. Während des Dienstes 
sprach er in erheblichem Maße dem Alkohol zu. Auf der Rückfahrt, 
etwa gegen 16.45 Uhr, verursachte er mit einem Blutalkoholgehalt 
von 2,7 bis 2,85 g %o einen Auffahrunfall mit Personen- und 
Sachschaden. Deswegen verurteilte ihn das Amtsgericht Oldenburg 
am 3. Oktober 1983 wegen fahrlässiger Gefährdung des Straßen­
verkehrs in Tateinheit mit fahrlässiger Körperverletzung - be­
gangen im Zustand verminderter Schuldfähigkeit, § 21 StGB - zu
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eirrer Geldstrafe von 60 Tagessätzen zu je 25,—  DH. Zugleich 
wurde ihm die Fahrerlaubnis entzogen.

Infolge des Unfalls, bei dem er auch selbst verletzt wurde, 
war der Kläger vom 7. bis zum 26. Februar 1983 arbeitsunfähig 
krank. Die Beklagte zahlte ihm den Lohn als Krankenbezüge in Höhe 
der Klageforderung weiter. Mit Schreiben vom 11. Juli 1983 ver­
langte die Beklagte den als Lohnfortzahlung geleisteten Betrag 
zurück und behielt ihn später ’während der Zeit von März bis De­
zember 1984 unter Beachtung der PfändungsVorschriften wieder vom 
Lohn des Klägers ein.

Mit seiner am 30. April 1985 eingereichten Klage nimmt der 
Kläger die Beklagte auf Zahlung der einbehaltenen Lohnteile in 
Anspruch. F.r hat vorgetragen: Seine Arbeitsunfähigkeit im Februar 
1983 habe er nicht selbst verschuldet. Zwar habe sein Blut­
alkoholgehalt im Zeitpunkt des Unfalls auf dem Genuß geistiger 
Getränke während der Arbeitszeit beruht, wegen seiner Alkoholäb- 
hängigkeit sei seine Steuerungsfähigkeit damals jedoch dauerhaft 
ausgeschaltet gewesen. Außerdem habe der hohe Blutalkohol seine 
Schuldfähigkeit ausgeschlossen, jedenfalls aber erheblich ge­
mindert.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 1.885,52 DM 
brutto nebst 10 % Zinsen nach näherer Staffelung 
zu zahlen.
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Die Beklagte hat hat
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beantragt, die Klage abzuweisen. Sie 
geltend gemacht, der Kläger habe seine Arbeitsunfähigkeit im 
Sinne des § 1 Abs. 1 LFZG selbst verschuldet. Daher habe ihm ein 
Anspruch auf Lohnfortzahlung nicht zugestanden.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben die Klage ab­
gewiesen. Mit der Revision verfolgt der Kläger sein Klageziel 
weiter.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist nicht begründet. Das Landesarbeitsgericht 
hat richtig entschieden. Dem Kläger stand ein Anspruch auf Lohn­
fortzahlung nicht zu. Die Beklagte hat zu Recht mit ihrem An­
spruch auf Rückgewähr der überzahlten Krankenbezüge aufgerechnet.

1.1. Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 LFZG behält der Arbeiter den An­
spruch auf Arbeitsentgelt bis zur jeweiligen Dauer von sechs 
Wochen, wenn er seine Arbeitsleistung infolge unverschuldeter 
Krankheit nicht erbringen kann. Diese Grundregel der Entgelt­
fortzahlung im Krankheitsfalle ist, abgesehen von einer abge­
stuften, längeren Dauer der Lohnfortzahlung, von § 42 Abs. 1 
MTB II übernommen. Danach werden dem Arbeiter im Falle einer nach 
Beginn der Beschäftigung durch Krankheit verursachten Arbeitsun­
fähigkeit Krankenbezüge gezahlt, es sei denn, daß er sich die 
Krankheit vorsätzlich oder grob fahrlässig zugezogen hat. Grob 
fahrlässig im Sinne der genannten Vorschrift handelt - wie in den 
Fällen der vom Gesetz angeordneten Entgeltfortzahlung des § 616 
Abs. 1 Satz 1 BGB, § 63 Abs. 1 Satz 1 HGB, § 133 c Satz 1 GewO
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oder des § 1 Abs. 1 Satz 1 LFZG - der Arbeitnehmer, der in er­
heblichem Maße gegen die von einem verständigen Menschen im 
eigenen Interesse zu erwartende Verhaltensweise verstößt (vgl. 
nur BAGE 43» 54, 58 = AP Nr. 52 zu § 1 LohnFG, zu I 3 a der 
Gründe; ferner die zur Veröffentlichung bestimmte Entscheidung 
des Senats vom 11. November 1987 - 5 AZP. 497/36 -, zu I 1 der 
Gründe, DB 1988, 402 und BB 1988, 407). -Insoweit stimmt der Ver­
schuldensgrad des § 42 Abs. 1 MTB II trotz des abweichenden 
Wortlauts mit dem der gesetzlichen Regelungen überein (vgl. auch 
0. Scheuring/Steingen/Banse/M. Scheuring, Mantel-Tarifvertrag 
für Arbeiter des Bundes, MTB II, vom 27. Februar 1964,
5. Auf1., § 42 Rz 2 c).

2. Im Streitfall ist der Kläger nicht aufgrund seiner als 
Krankheit anzusehenden Alkoholabhängigkeit (vgl. dazu BAGE 43, 
54, 57 = AP Nr. 52 aaO, zu II 2 der Gründe) arbeitsunfähig ge­
worden. Diese war vielmehr nur die mittelbare Ursache dafür. Un­
mittelbare Ursache für die Arbeitsunfähigkeit war der durch 
übermäßigen Alkoholkonsum herbeigeführte Verkehrsunfall des 
Klägers. Grundsätzlich ist ein den LohnfortZahlungsanspruch be­
seitigendes Verschulden des Arbeitnehmers zu bejahen, wenn dis 
Arbeitsunfähigkeit auf einem Unfall beruht, der durch Alkohol­
mißbrauch herbeigeführt worden ist, ohne daß eine andere Ursache 
dabei mitgewirkt hat (vgl. Senatsurteil vom 11. März 1987 
- 5 AZR 739/85 - AP Nr. 71 zu § 1 LohnFG, zu I 1 der Gründe, mit 
zahlreichen Nachweisen). Im vorliegenden Fall ist allerdings 
folgendes in Betracht zu ziehen: Zu dem Verkehrsunfall wäre es 
nicht gekommen, wenn der Kläger seine krankhafte Neigung zun Al-
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kohol hätte beherrschen können und sich während des Dienstes 
nicht ungehemmt dem Alkoholkonsum zugewandt hätte. Wegen seiner 
Alkoholabhängigkeit war er zu dieser Beherrschung jedoch nicht 
mehr in der Lage. Gleichwohl ist ihm der Vorwurf schuldhaften 
Verhaltens zu machen.

Schuldhaft handelt der Arbeitnehmer, der gröblich gegen die 
von einem verständigen Menschen im eigenen Interesse zu erwar­
tende Verhaltensweise verstößt (s. oben zu I 1). Bei einem sol­
chen "Verschulden gegen sich selbst" wäre es unbillig, den Ar­
beitgeber mit der Zahlungspflicht zu belasten, weil der Arbeit­
nehmer zumutbare Sorgfalt gegen sich selbst nicht beachtet und 
dadurch die Arbeitsunfähigkeit verursacht hat.

An Alkoholabhängigkeit Erkrankte sind nicht schlechthin 
schuldunfähig, sondern durchaus imstande, die von einem ver­
ständigen Menschen im eigenen Interesse zu erwart ende Verhal­
tensweise zu beachten. Das gilt jedenfalls dann, wenn sie nicht 
unter dem Einfluß von Alkohol stehen. Aus dem unstreitigen Sach­
verhalt ergibt sich, daß der Kläger zur Zeit des Unfalls am 
7. Februar 1983 schon seit längerem an Alkoholismus erkrankt 
war. Der Kläger kannte daher seine Krankheit und wußte, daß er 
mit dem Trinken nicht würde aufhören können, wenn er damit einmal 
angefangen hatte. Er kannte auch die Gefahren des Alkohols für 
den Autofahrer. Diese Gefahren kennt heute jeder Erwachsene. Wenn 
der Kläger daher gleichwohl am 7. Februar 1983 sein Fahrzeug für 
den Weg zur Arbeitsstelle benutzte, setzte er sich unbeherrsch­
baren Gefahren und damit einem besonders hohen Verletzungsrisiko
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aus (vgl. den für alle Bereiche des täglichen Lebens aufge­
stellten allgemeinen Grundsatz in BAGE 36, 371, 374 = AP Nr. 45 
zu § 1 LohnFG, zu 2 a der Gründe). Unter diesen besonderen Um­
ständen muß ihm als schuldhaft im Sinne der Lohnfortzahlungsbe­
stimmungen zugerechnet werden, daß er sich, als er sein Verhalten 
noch steuern konnte, in sein Auto gesetzt hat und damit zur Ar­
beitsstelle gefahren ist.

II. Ohne Erfolg rügt die Revision, das Landesarbeitsgericht habe 
einen Beweisantrag des Klägers übergangen und damit die Bestim­
mung des § 286 ZPO verletzt. Das Landesarbeitsgericht hat ange­
nommen, der Kläger sei vor Antritt der Fahrt am 7. Februar 1983 
noch steuerungsfähig gewesen. Demgegenüber macht die Revision 
geltend, der Kläger habe im Schriftsatz vom 18. November 1985 
vorgetragen, seine Alkoholkrankheit bedinge, daß er auch zu dem 
Zeitpunkt, als er am Unfalltage mit dem Trinken begonnen habe, 
nicht in der Lage gewesen sei, sein Verhalten eigenverantwortlich 
zu steuern. Für diese Behauptung hat der Kläger Beweis angetreten 
durch Einholung eines Sachverständigengutachtens. Die Revision 
meint zu Unrecht, das Landesarbeitsgericht hätte diesem Beweis­
angebot nachgehen müssen.

Eine Beweiserhebung kam schon deswegen nicht in Betracht, 
weil der Vortrag des Klägers nicht schlüssig ist. Daß der Kläger, 
als er am Unfalltage während des Dienstes mit dem Alkoholkonsum 
anfing, sein Verhalten eigenverantwortlich alsbald nicht mehr zu 
steuern vermochte, mag zutreffen. Darauf kommt es aber nicht an. 
Das Landesarbeitsgericht hat dem Kläger - zu Recht - den Vorwurf
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gemacht, sich am Morgen als er nicht unter Alkoholeinfluß stand, 
überhaupt in seinen Wagen gesetzt und in den Straßenverkehr be­
geben zu haben. Daß er diese Fahrt unternommen hat, ist ihm zum 
Vorwurf zu machen, nicht daß er bei der Arbeit mit dem Trinken 
angefangen hat, wegen seiner Alkoholabhängigkeit damit nicht mehr 
aufhören konnte und dann schließlich in volltrunkenem Zustand 
einen Unfall verursachte.

Das Landesarbeitsgericht hat die beantragte Beweiserhebung 
daher zu Recht unterlassen.

III. Danach stand dem Kläger ein Anspruch auf Lohnfortzahlung 
für die Zeit vom 7. bis zum 26. Februar 1983 nicht zu. Die Be­
klagte war folglich berechtigt, die überzahlten Krankenbezüge 
zurückzuverlangen. Sie hat zu Recht aufgerechnet. Ihr Aufrech­
nungsanspruch war ein Anspruch aus dem Arbeitsverhältnis und 
unterlag daher der tariflichen Verfallfrist (vgl. BAGE 51, 308, 
310 f. = AP Nr. 67 zu § 1 LohnFG, zu II 1 der Gründe). Diese 
ist jedoch eingehalten worden. Auch das hat das Landesarbeitsge­
richt richtig erkannt.

Dr. Thomas Dr. Gehring Dr. Olderog
Dr. Koffka Nitsche
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	“ob«,	Im	Namen	des	Volkes!


